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Zwischen Sozialstaat und Barmherzigkeit

Suppenküchen, Kleidershops, Möbel-
häuser, Tafelläden, Warenkörbe, Lebens-
mittelgutscheinausgaben und Sozialkauf-
häuser sind in den vergangenen Jahren 
an zahlreichen Orten neu entstanden. 
In Kirchengemeinden und Caritas wird 
darüber aktuell und auch kontrovers 
diskutiert. Kennzeichnend für all diese 
Angebote ist, dass sie Menschen exis-
tenzunterstützende Hilfen anbieten, die 
von Armut und Ausgrenzung betroffen 
sind. Deshalb verwenden wir in diesem 
Positionspapier einheitlich den Begriff 
„existenzunterstützende Angebote“.

Dieses Positionspapier will dazu beitra-
gen, dass
–	 freiwillig Engagierte aus Kirchenge-

meinden und caritativen Initiativen, 
–	 Hauptamtliche der Caritas und der 

Seelsorge, 
–	 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

aus den „Sozialverwaltungen“,
–	 Politikerinnen und Politiker und
–	 die interessierte Öffentlichkeit
die gesellschaftlichen Rahmenbedin-
gungen der existenzunterstützenden An-
gebote wahrnehmen. 

Alle Bürger sollen am gesellschaftlichen 
Leben und an den vorhandenen Gütern 
und Dienstleistungen teilhaben können, 
es geht um Vermeidung von Armut und 
Ausgrenzung. 
Notwendig ist daher die kritische Aus-
einandersetzung mit den Soforthilfe-Ak-
tionen aus Barmherzigkeit einerseits und 
der Verantwortung des Sozialstaats für 
die von Ausgrenzung betroffenen Men-
schen andererseits.  

Vorbemerkung und Zielsetzung
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Ausgangssituation

Alle Armutsuntersuchungen wie auch 
zuletzt der Landessozialbericht NRW 
2007 sowie der 3. Armuts- und Reich-
tumsbericht der Bundesregierung bele-
gen seit Jahren, dass die Schere zwischen 
Arm und Reich immer weiter auseinan-
derklafft.

Nach dem Landessozialbericht NRW gelten 
14,3 Prozent der Bevölkerung als armuts-
gefährdet, genau sind es:�

	 45,0 % 	 aller Erwerbslosen
	 43,3 % 	 aller kinderreichen Familien  

(drei und mehr Kinder)
	 39,8 % 	 aller Alleinerziehenden
	 39,4 % 	 aller Migrant(inn)en  

(ca. 1,3 Mio. Menschen), bes.
	 4,0 %	 aller türkischen Mitbürger(innen)
	 24,4 % 	 aller Personen unter 18 Jahren
	 6,8 % 	 aller Personen über 65 Jahre
	 6,7 % 	 der Erwerbstätigen

1  Der Sozialbericht NRW 2007 legt die Armuts-
gefährdung wie folgt fest: „Personen gelten als 
armutsgefährdet, wenn ihr so [Bedarfsgewich-
tung nach der alten OECD-Skala; Anmerkung 
der Verfasser] berechnetes bedarfsgewichtetes 
Pro-Kopf-Einkommen (Nettoäquivalenzeinkom-
men) unterhalb von 50 % des durchschnittlichen 
Nettoäquivalenzeinkommens in NRW liegt. 2005 
lag das durchschnittliche Nettoäquivalenzein-
kommen bei 1229 Euro, die Armutsrisikoschwel-
le dementsprechend bei 615 Euro“ (Seite 18, 
Sozialbericht NRW 2007). 
Der 3. Armuts- und Reichtumsbericht legt die 
Armutsrisikoschwelle bei 781 Euro fest. Bedarfs-
gewichtetes Nettoäquivalenzeinkommen weniger 
als 60 % des Mittelwertes (Median).

Kirche und Caritas, engagierte Christen 
und Initiativen sehen sich in der Verant-
wortung für Menschen, die in existenzielle 
Not geraten sind. Sie engagieren sich beim 
Aufbau und beim regelmäßigen Betrieb 
existenzunterstützender Angebote.
Diese Angebote boomen, weil immer 
mehr Menschen von Armut betroffen 
sind und weil die staatlichen Hilfeleis-
tungen nach den Sozialgesetzbüchern 
(SGB II und SGB XII) den monatlichen 
Bedarf,  insbesondere wegen des en-
ormen Anstieges der Lebenshaltungs-
kosten, nicht mehr decken.

So gibt es derzeit in Nordrhein-Westfalen 
allein in Trägerschaft von Caritas und Kir-
chengemeinden ca.

	 110	 Suppenküchen
	 10	 Sozialkaufhäuser
	 250 	 Kleidershops
	 70 	 Möbelshops
	 150 	 Tafeln/Warenkörbe
	 80 	 Ehrenamtliche Sozialbüros
	 500 	 Ausgabestellen von Lebensmittel

gutscheinen

(Stand: August 2007, eigene Umfrage, Zahlen 
zum Teil hochgerechnet)

Diese Hilfen sind notwendig, weil die 
Bedürftigen auf sie angewiesen sind – 
und bleiben doch Almosen. Auf sie an-
gewiesen zu sein ist zu wenig, um ein 
Leben in Würde zu führen. Zu einem 
menschenwürdigen Leben gehören auch 
die angemessene Versorgung in zentra-
len Lebensbereichen wie Wohnung, Ge-
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sundheit, Bildung, Transport und Kom-
munikationsmöglichkeiten sowie soziale 
Sicherheit und Rechtsschutz.
In unserer Demokratie ist es die Aufgabe 
des Staates, für alle Bürger den gleichen 
Zugang zu diesen Gütern sicherzu
stellen. Zu beobachten ist jedoch, dass par-
allel zum Anwachsen der flächendeckend 
organisierten, existenzunterstützenden 
Hilfen staatliche Transferleistungen  ab-
gesenkt werden und sich der Staat immer 
weiter aus seiner aktivierenden, fürsor-
genden und vorsorgenden Verantwortung 
verabschiedet.
Die Sozialgesetzgebung im SBG II  kon-
zentriert sich seit den durchgreifenden 

Arbeitsmarktreformen ab dem 1. Janu-
ar 2005  völlig auf die Integration von 
Menschen in den Arbeitsmarkt. Das 
Recht auf Teilhabe für Menschen auch 
am sozialen und kulturellen Leben in der 
Gesellschaft wird ignoriert. Struktur und 
Höhe der Regelleistungen zeigen dies 
eindrucksvoll auf.
Die Bewertung von existenzunterstüt-
zenden Angeboten ist bislang in der 
Rechtsprechung und Verwaltungspraxis 
zum SGB II noch in weiten Teilen unge-
klärt. Dabei geht es insbesondere um die 
Frage, ob und in welchem Umfang solche 
Leistungen als zusätzliches Einkommen 
zu berücksichtigen sind. Deutlich erkenn-

Grundsicherung (ab 1. 7. 2008)

Erwachsene1 Kinder  
bis 14 Jahre

Jugendliche  
bis 18 Jahre2

351,00 € 211,00 € 281,00 €
Nahrungsmittel 111,07 € 66,77 € 88,93 €
Alkoholische Getränke / Tabak 18,64 € 11,21 € 14,93 €
Bekleidung/Schuhe 34,88 € 20,97 € 27,93 €
Energiekosten/Wohnen/Repara-
turen/Dienstleistungen 26,27 € 15,79 € 21,03 €

Haushaltsgegenstände 25,11 € 15,09 € 20,10 €
Gesundheitspflege 12,91 € 7,76 € 10,33 €
Verkehr 15,72 € 9,45 € 12,58 €
Nachrichtenübermittlung 30,82 € 18,53 € 24,67 €
Freizeit/Unterhaltung/Kultur 48,31 € 29,04 € 38,67 €
Bildung 00,00 € 00,00 € 00,00 €
Sonstiges (Friseur etc.) 27,27 € 16,39 € 21,83 €

1  Der Regelsatz beträgt für eine alleinstehende Person 351 Euro. 
Leben zwei erwachsene Personen in einem Haushalt (eigene 
Kinder bis zum vollendeten 25. Lebensjahr gelten als weitere 
Angehörige der Bedarfsgemeinschaft und erhalten lediglich 
281 Euro), beträgt der Regelsatz jeweils 316 Euro.

2  Eigene Kinder bis zum vollendeten 
25. Lebensjahr, die in der Bedarfsge-
meinschaft leben, gelten als weitere 
Angehörige der Bedarfsgemeinschaft 
und erhalten ebenfalls nur 281 Euro.
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bar ist mancherorts die Tendenz, staatli-
che Leistungen entsprechend zu kürzen. 
Nach der aktuellen Rechtsprechung kann 
man davon ausgehen, dass die regelmä-
ßige Versorgung mit einem  Mittagessen 
nicht als Einkommen berücksichtigt wer-
den darf. Problematisch kann es unter 
Umständen werden, wenn regelmäßig 
Lebensmittel überreicht werden, deren 
Wert, auf den Monat gerechnet, die Hälf-
te des Regelsatzes überschreitet.

Bewertung und  
Positionierung
Die Caritas in NRW hält das soziale Enga-
gement der vielen Ehrenamtlichen in den 
existenzunterstützenden Angeboten für  
wichtig. Sie stehen Menschen in schwie-
rigen Situationen bei, helfen ganz konkret 
den Mitbürgerinnen und Mitbürgern in 
einer existenzgefährdenden Lebenssitua-
tion. Dieses Engagement verdient höchs-
te Anerkennung und die Unterstützung 
durch Caritas- und Fachverbände.
Es widerspricht jedoch dem Gedanken 
des bürgerschaftlichen Engagements 
sowie den Motiven der Ehrenamtlichen, 
wenn existenzunterstützende Angebote 
als Ersatz für sozialrechtlich geregelte 
Leistungen herhalten müssen. Das kann 
nicht hingenommen werden.
Daraus muss gefolgert werden:
1.	 Die Grundversorgung aller Men-

schen in unserem Land muss sozial-
staatlich gesichert sein.

2.	 Ziel der Caritas ist es, Armut und 

Ausgrenzung insbesondere für be-
nachteiligte Menschen zu verhindern.

3.	 Zur Verbesserung der gesellschaft-
lichen und gesetzlichen Rahmenbe-
dingungen engagiert sich die verband-
liche Caritas im Sinne ihres Auftrags 
und zugunsten der Betroffenen.

4.	 Die Selbsthilfekräfte und Ressour-
cen der in Armut lebenden Men-
schen sind anzuregen und zu stärken. 

5.	 Existenzunterstützende Angebote 
sind derzeit leider notwendig.

6.	 Existenzunterstützende Angebote 
sind immer konkrete Hilfen und 
wirken auch in die Gesellschaft.

7.	 Langfristig müssen existenzunter-
stützende Angebote zunehmend 
verzichtbar werden.

Perspektiven und  
Handlungsempfehlungen
Die Praxis der Helfenden
Nach dem christlichen Selbstverständnis 
handelt derjenige gut, der einem Men-
schen Kleidung, Lebensmittel oder eine 
Mahlzeit absichtsfrei gibt, wenn dieser 
sie braucht. Hier sind zwei wesentliche 
Kriterien ausgedrückt. Es muss erstens 
eine konkrete Not vorliegen und zwei-
tens das Geben absichtsfrei erfolgen.
Dies bedeutet für die Helferinnen und 
Helfer vor Ort: Sie müssen
c	 sich der Motive ihres Handelns be-

wusst sein. 
	 Helfen kann sowohl stolz als auch be-

scheiden, menschenfreundlich, aber 
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auch mächtig machen. Hier ist eine 
Selbstvergewisserung geboten. Kol-
legiale Beratung, Supervision, Fort-
bildung etc. können die Instrumente 
der Reflexion sein.

c	 sich mit Verteilungs- und Befähigungs-
gerechtigkeit auseinandersetzen. Dies 
beinhaltet die Reflexion gesellschaft-
licher Ursachen und der Wirkung von 
Armut und Ausgrenzung.

c	 klare Entscheidungen treffen, welche  
Ziele mit dem Angebot erreicht wer-
den sollen. Es muss geklärt werden, 
ob im Sinne einer Verteilungsgerech-
tigkeit oder Befähigungsgerechtig-
keit geholfen werden soll.

c	 transparent in den Motiven und Zie-
len sowie den Grenzen der Hilfe sein.  
Durch eine klare Darstellung der 
Hilfsmöglichkeiten ist es möglich, 
auch die Grenzen in die politische 
Diskussion zu bringen, ohne eine Ab-
wertung eines Angebotes vornehmen 
zu müssen. Gleichzeitig werden die 
Helferinnen und Helfer vor überfor-
dernden moralischen Ansprüchen ge-
schützt.

Die Praxis der  
Organisation/Einrichtung 
Was auf Ebene des individuellen Han-
delns gut und geboten ist, ist in diesem 
Fall auf der Ebene des kollektiven Han-
delns einer Organisation anders zu be-
werten. Denn die Organisationen und 
Einrichtungen der Caritas verfügen über 

die Distanz einer Organisation, arbeiten 
professionell und müssen ihr Wirken an 
caritativen und sozialethischen Maßstä-
ben ausrichten. Das bedeutet: 

1.	 Keine Beschränkung auf „Almosen
abgabe“

Die Caritas als anwaltschaftlicher Akteur 
in der Gesellschaft muss zwar unmittel-
bare Nothilfe ermöglichen, darf sich aber 
darauf nicht beschränken.
Auch darf sie dieses Aktionsfeld nicht 
zu einem priorisierten Handlungsfeld 
machen, sondern sie muss immer die Si-
tuation von Menschen in Not öffentlich 
problematisieren. 

2.	 Eine Umsetzung des christlich- 
politischen Anspruchs

Der christlich-politische Anspruch be-
ruht auf der unbedingten Achtung vor 
der Menschenwürde. Deswegen müssen
c	 Verteilungs- und Befähigungsgerech-

tigkeit, 
c	 selbstbestimmte Teilhabe am Leben 

der Gesellschaft, 
c	 Integration und Zugangsgerechtig-

keit, 
c	 Befähigung und Hilfe zur Selbsthilfe
als konkreter Ausdruck des christlichen 
Anspruchs verstanden und die Umset-
zung der genannten Punkte politisch ge-
fordert werden.

3.	 Eine klare anwaltschaftliche Haltung
Anwaltschaftlichkeit bedeutet,
c	 das Leben der Menschen und damit 
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die existenzielle Not in ihren Ursa-
chen, Wechselwirkungen und Folgen 
zu erkennen und zu benennen. 

c	 die Zusammenhänge von Armut, Ar-
beitslosigkeit, Bildung, Gesundheit, 
fehlender Alltagskompetenz usw. zu 
analysieren, entsprechende Konse-
quenzen daraus abzuleiten und ent-
sprechende staatliche Maßnahmen 
einzufordern.

c	 Gerechtigkeitslücken in den Geset-
zen  zu erkennen und sich politisch, 
aber auch juristisch für deren Verän-
derung einzusetzen.

c	 Rechtsberatung anzubieten.  

4.	 Eine Wertschätzung und Unterstüt-
zung der helfenden Initiativen

Die konkrete Hilfe von Ehrenamtlichen 
für Menschen in Not bedarf der Wert-
schätzung und Unterstützung durch die 
Caritas. Sie müssen existenzunterstüt-
zende Angebote so organisieren, dass 
sie die Selbsthilfekräfte der Menschen 
erkennen, stärken und fördern. Diese 
Prinzipien müssen in der Ausgestaltung 
der Hilfsangebote fachlich beachtet und 
verankert werden.        

5.	 Soziale Not offensiv aufdecken und 
benennen

Wenn das Vorhandensein existenzunter-
stützender Angebote missbraucht wird, 
um diejenigen „ruhigzustellen“, die die 
soziale Frage aufwerfen, ist dies in groß-
er Klarheit zu benennen. Wo eine  syste-
matische Entpolitisierung der Not statt-

findet, muss dies aufgedeckt werden. 
Unverzichtbarer Bestandteil kirchlich- 
caritativer Arbeit bleibt das Ziel, Sup-
penküchen, Kleiderkammern, Lebens-
mittelausgaben durch eine Veränderung 
der strukturellen Ursachen von Armut 
entbehrlich zu machen.

Selbstverpflichtung

c	 Die Caritas verpflichtet sich, darauf 
hinzuwirken, dass kein Verweis der 
Sozialbehörden auf Essensausga-
ben und ähnliche Hilfsangebote bei 
gleichzeitiger Verweigerung von So-
zialleistungsansprüchen erfolgt.

c	 Die Caritas beteiligt sich im Sinne 
der katholischen Soziallehre am Auf-
bau und an der Weiterentwicklung 
einer solidarischen Gesellschaft.

c	 Die Caritas stellt Zeit und Raum zur 
Reflexion der inhaltlichen Ausgestal-
tung der Angebote zur Verfügung 
und unterstützt diese.

c	 Die Caritas stellt sowohl die Bera-
tung und Unterstützung als auch die 
Vernetzung der Initiativen und An-
gebote sicher.

c	 Die Caritas richtet ihre politische 
Einflussnahme vorrangig auf die Ver-
hinderung von Armut und Ausgren-
zung aus.    

Oktober 2008

Diözesan-Caritasverbände Aachen,  

Essen, Köln, Münster und Paderborn



Dieses Positionspapier ist auch unter www.caritas-
nrw.de als Download im PDF-Format verfügbar.

Bezug: über die Ansprechpartner in den Diözesan- 
Caritasverbänden

Ansprechpartner für weiter gehende Fragen:

Diözesan-Caritasverband für das Bistum Aachen
Roman Schlag, Tel. 0 20 41 / 43 11 28
E-Mail: rschlag@caritas-ac.de

Diözesan-Caritasverband für das Bistum Essen
Norbert Hartmann, Tel. 02 01 / 81 02 87 27
E-Mail: norbert.hartmann@caritas-essen.de

Diözesan-Caritasverband für das Erzbistum Köln
Michaela Hofmann, Tel. 02 21 / 20 10-2 88 
E-Mail: Michaela.Hofmann@caritasnet.de

Diözesan-Caritasverband für das Bistum Münster
Dr. Ulrich Thien, Tel. 02 51 / 89 01-2 96
E-Mail: thien@caritas-muenster.de

Diözesan-Caritasverband für das Erzbistum Paderborn
Christoph Eikenbusch, Tel. 0 52 51 / 20 93 09
E-Mail: c.eikenbusch@caritas-paderborn.de
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